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Antwort 
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der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/1960 — 


Koordinierungsgruppe Terrorismusbekämpfung und die Freilassung von Häftlingen 
aus der RAF 


In dem Beschluß zur Einrichtung der Koordinierungsgruppe Terroris- 
musbekämpfung (KGT) durch die Innenministerkonferenz vom 3. Mai 
1991 heißt es zu den Aufgaben der KGT u. a.: „Ständige und anlaßbezo- 
gene Presse- und Informationsarbeit zur Sensibilisierung der Bevölke- 
rung 1 ' sei bundesweite Aufgabe. Aus dem Zusammenhang dieser Auf- 
gabe mit anderen in dem Einrichtungsbeschluß festgelegten Tätigkei- 
ten, ergibt sich, daß diese Öffentlichkeitsarbeit keineswegs ausschließ- 
lich Fahndungszwecken dienen soll, sondern Bestandteil eines allge- 
meinen Anti -Terrorismuskonzeptes ist. 

In verschiedenen Presseberichten zu den Überlegungen, bis zu zehn 
Häftlinge aus der RAF freizulassen, wird betont, daß diese Überlegun- 
gen auf „ranghöher" Ebene, in der KGT nämlich, entwickelt und abge- 
stimmt worden seien (DER SPIEGEL, Nr. 3/92, TAZ 3. Januar 1992, FAZ 
4. Januar 1992). 

Diese Überlegungen stehen demnach im Zusammenhang mit weiteren, 
im Rahmen der KGT vorgenommenen Analysen und Bewertungen auf 
Grundlage des „intensivierten Informationsaustauschs" der in der KGT 
beim Bundeskriminalamt zusammenarbeitenden Organe der Inneren 
Sicherheit, Bundesamt für Verfassungsschutz, die einzelnen Landesäm- 
ter für Verfassungsschutz, der Generalbundesanwalt und die einzelnen 
Innenminister und Innensenatoren. 

Ziel dieser Zusammenarbeit, so wurde der Öffentlichkeit mitgeteilt, sei 
es, neue Ansatzpunkte im Kampf gegen den Terrorismus zu entwickeln. 

Angesichts des ersten, offiziell und öffentlich so bezeichneten Arbeits- 
ergebnisses der KGT, der angekündigten möglichen Freilassung eines 
Teils der Häftlinge aus der RAF, „einige krank oder geschwächt, andere 
ohnehin fähig für die gesetzlich vorgeschriebene Haftüberprüfung" 
(DER SPIEGEL, Nr. 3/92), fragen wir die Bundesregierung: 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 31. Januar 
1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung 

Die Kleine Anfrage geht offenkundig von der Annahme aus, 
Überlegungen zur Freilassung von Strafgefangenen aus dem Ter- 
rorismusbereich seien in der „Koordinierungsgruppe Terrorismus- 
bekämpfung" (KGT) entwickelt und abgestimmt worden. Dies 
trifft nicht zu. Die Entscheidung über eine etwaige Aussetzung 
des Strafrestes zur Bewährung ist vielmehr stets als Angelegen- 
heit unabhängiger Gerichte angesehen worden. 

Dies vorausgeschickt und mit dem Bemerken, daß die Beantwor- 
tung der Fragen 1 c, 1 d und 2 auf der Grundlage der dem Gene- 
ralbunde sanwalt zur Verfügung stehenden Erkenntnisse erfolgt, 
beantwortet die Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß ein geltender 
Rechtsanspruch - die Überprüfung der Möglichkeit zur „vorzeitigen 
Haftentlassung" - von Regierungsmitgliedem als besondere Geste, 
sogar als Versöhnungsgeste gegenüber den Häftlingen aus der RAF 
dargestellt werden kann? 


Mit der Frage wird unterstellt, daß die gesetzlich vorgeschriebe- 
nen gerichtlichen Entscheidungen nach den §§ 57, 57 a StGB als 
eine Versöhnungsgeste des Staates dargestellt worden sind. Dies 
trifft nicht zu. 

Richtig ist, daß Bundesminister Dr. Klaus Kinkel bei einer Rede 
auf dem Landesparteitag der baden-württembergischen FDP am 
5. Januar 1992 in Stuttgart, in der er sich auch zur RAF-Proble- 
matik geäußert hat, u. a. folgendes ausgeführt hat: 

„Der Staat kann und darf sich nicht erpressen lassen, er muß 
wehrhaft sein und seine Bürger schützen. Aber er muß auch dort, 
wo es angebracht ist, zur Versöhnung bereit sein. Den Inhaftierten 
sage ich, daß auch bei ihnen eine große Verantwortung hegt, daß 
bei ihnen die Abkehr von der Gewalt notwendig ist, um letztlich 
zur Versöhnung zu kommen. " 


a) Wie definiert die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
den Begriff „vorzeitige Haftentlassung"? 


Der Begriff „vorzeitige Haftentlassung" ist im vorliegenden 
Zusammenhang durch die §§ 57, 57 a StGB dahin gehend be- 
stimmt, daß darunter eine Aussetzung des Strafrestes zur Be- 
währung zu verstehen ist. 


b) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die in der 
Öffentlichkeit vorgenommene Verknüpfung der Forderung nach 
„Abschwömng", der Verwendung des Begriffs der „Versöh- 
nungsgeste" und diesem Rechtsanspruch der Eindruck erweckt 
wird, für die Häftlinge aus der RAF werde mit der Haftprüfung 
ein Sonderrecht in Anspruch genommen? 

Wenn nein, warum nicht? 
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Möglicherweise ist in der Öffentlichkeit durch eine Verknüpfung 
der genannten Begriffe in den Medien ein solcher - falscher - 
Eindruck entstanden. Richtig ist r daß bei einem zu zeitiger Frei- 
heitsstrafe Verurteilten - dies gilt für jeden Verurteilten - der 
Strafrest zur Bewährung nach § 57 Abs. 1 Satz 1 StGB auszusetzen 
ist, wenn 

1. zwei Drittel der verhängten Strafe, mindestens jedoch zwei 
Monate verbüßt sind, 

2. verantwortet werden kann zu erproben, ob der Verurteilte 
außerhalb des Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen 
wird und 

3. der Verurteilte einwilligt. 

Bei einem zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilten ist der 
Strafrest zur Bewährung gemäß § 57 a Abs. 1 StGB auszusetzen, 
wenn 

1. fünfzehn Jahre der Strafe verbüßt sind, 

2. nicht die besondere Schwere der Schuld des Verurteilten die 
weitere Vollstreckung gebietet und 

3. die Voraussetzungen des § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 StGB 
vorliegen. 

Die Überprüfung hat von Amts wegen zu erfolgen. Die Entschei- 
dung obliegt allein dem dafür zuständigen Gericht. 


c) Bei wie vielen Häftlingen, die der RAF zugerechnet werden, 
standen für 1991 und stehen für 1992 Haftprüfungstermine an? 


Im Jahr 1991 standen keine Prüfungen nach den §§ 57, 57 a StGB 
an. Im Jahr 1992 stehen zwei Prüfungen nach den §§ 57, 57 a StGB 
an, und zwar als erstmalige Überprüfung. 

Es ist aber damit zu rechnen, daß bei einigen Gefangenen, bei 
denen bereits 1990 Überprüfungen nach § 57 a StGB - mit nega- 
tivem Ergebnis - erfolgt sind, im Laufe des Jahres 1992 eine 
erneute Überprüfung erfolgen wird (§ 57 a Abs. 4 StGB). 


d) Bei wie vielen der derzeit in der Öffentlichkeit zur Freilassung 
anstehenden Häftlinge stand/steht diese Prüfung nach den Vor- 
schriften des StGB für 1991/1992 an? 


Auf die Antwort zu Frage 1 c wird Bezug genommen. 


2. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, daß sich Gefangene 
aus der RAF in einem gesundheitlichen Zustand befinden, der eine 
Überprüfung der Haftfähigkeit nahelegt? 


Nein. Die Haftfähigkeit der Gefangenen unterliegt ständigen 
Kontrollen (vgl. § 56 Strafvollzugsgesetz, § 455 Strafprozeßord- 
nung). 
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a) Seit wann hat sie diese Kenntnisse? 


Auf die Antwort zu Frage 2 wird Bezug genommen. 


b) Wie viele Häftlinge haben diesbezügliche Prüfungsanträge seit 
1985 gestellt? (Bitte auf schlüsseln nach Jahren) 


Seit Beginn des Jahres 1985 sind von Strafgefangenen aus dem 
Terrorismusbereich diesbezügliche Prüfungsanträge nicht gestellt 
worden. 


c) Wie viele dieser Häftlinge sind in die jetzigen Überlegungen 
einbezogen? 


Auf die Antwort zu Frage 2 wird Bezug genommen. 


3. Stimmt die Bundesregierung dem Grundsatz zu, daß Freilassungen 
aufgrund des Gesundheitszustandes oder die Möglichkeit der vor- 
zeitigen Entlassung in jedem Einzelfall zu prüfen und zu entscheiden 
sind, unabhängig von der politischen Situation außerhalb der Haft- 
anstalten, drohenden Anschlägen o. ä.? 


Ja. 


a) Wenn nein, warum nicht? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird Bezug genommen. 


b) Wie bewertet die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
Pressemeldungen, wonach die Überlegungen zur Freilassung, 
sprich: die Inanspruchnahme der Haftprüfung, eingestellt wer- 
den müßten, wenn es Anschläge geben sollte? 


Gerichtliche Überprüfungen nach den §§ 57, 57 a StGB haben von 
Amts wegen zu erfolgen und stehen in keinem Zusammenhang 
mit etwaigen neuen Anschlägen. 


4. In welchen Tatsachen und/oder Bewertungen sieht die Bundesregie- 
rung einen besonderen „Koordinierungsbedarf'' in der Frage der 
Freilassung, der die Befassung durch die KGT erforderlich gemacht 
und gerechtfertigt haben könnte? 

5. Welche Informationen, Analysen und Bewertungen aus den Landes- 
ämtern für Verfassungsschutz und aus den zuständigen Innenmini- 
sterien der Länder und des BKA wurden zur Entscheidungsfindung 
der KGT herangezogen? 

6. Welche Koordinationssachverhalte im Sinne des Einrichtungsbe- 
schlusses der KGT sind von der Frage „Freilassung der Häftlinge" 
nach Auffassung der Bundesregierung aufgerufen? 
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7. Welche der für die jeweiligen Koordinationssachverhalte zustän- 
digen Länderbehörden von Polizei und Verfassungsschutz waren in 
diesem konkreten Fall bei Informationsbeschaffung, -auswertung 
und -be Wertung, sowie Beschlußfassung bzw. Abstimmung der Maß- 
nahmen beteiligt? (Bitte Institutionen und Länder angeben) 

8. Haben an den Beratungen der KGT zu diesem Problemkreis auch 
Vertreter und Vertreterinnen der Wirtschaft - Einzelpersonen und/ 
oder Vertreter von Verbänden teilgenommen? 

a) Nach welchen Kriterien wurden sie ausgewählt? 

b) Sind Einladungen ausgesprochen oder Wünsche nach Teilnahme 
durch die Betreffenden selbst geäußert worden? 

c) Wurden Wirtschaftsvertreter und Wirtschaftsvertreterinnen in 
dem genannten Sinne von den mit diesem Koordinationssachver- 
halt befaßten Behörden auf andere Weise konsultiert? 

Wenn ja, auf welche Weise und auf Initiative welcher Seite? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 


9. Aufgrund welcher Überlegungen und mit welcher Zielsetzung strebt 
die Bundesregierung eine koalitionsinterne Abstimmung in der 
Frage der Freilassung der Häftlinge an? 


Überlegungen der in der Frage angesprochenen Art gibt es nicht. 
Gerichtliche Entscheidungen nach den §§ 57, 57 a StGB können 
nicht Gegenstand einer koalitionsinternen Abstimmung sein. 
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